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20 Jahre EU-Erweiterung. Am 1. Januar 1995 nahm die damalige 12er-Ge-
meinschaft Finnland, Österreich und Schweden auf. Es war die vierte Erweite-
rung in der Geschichte der EU und die erste nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs. Während Österreich und Finnland auch den Euro eingeführt haben, 
verweigert sich Schweden beharrlich – obwohl es das eigentlich nicht dürfte.

schaftsstarke Länder (Grafik Seite 
2). Ihr Pro-Kopf-BIP lag – um Kauf-
kraftunterschiede bereinigt – schon 
im Jahr des Beitritts bei 113 bezie-
hungsweise knapp 109 Prozent des 
Durchschnitts der 15er-EU; heute 
sind es in der 28er-Gemeinschaft je 

126 Prozent. Beide Länder haben 
daher von Anfang an mehr in den 
EU-Haushalt eingezahlt als heraus-
bekommen, sind also Nettozahler.

Dass Österreich erst 1989, Schwe-
den 1991 und Finnland 1992 einen 
Aufnahmeantrag stellten, hatte vor 
allem politische Gründe. Bis zum 
Fall des Eisernen Vorhangs stand die 
Neutralität der drei Staaten einer 
Mitgliedschaft in der EU im Weg.

Die Verhandlungen mit den Kan-
didaten waren am 1. Februar 1993 
offiziell eröffnet und bereits im März 
1994 abgeschlossen worden. Es ging 
deshalb so schnell, weil alle drei 
Länder schon über Freihandelsab-
kommen im Rahmen der EFTA (Eu-
ropean Free Trade Association) und 
das Abkommen über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum (EWR) mit 
der EU verbunden waren. Dadurch 
hatten die Beitrittskandidaten schon 
fast die gesamten Binnenmarktvor-
schriften der EU übernommen.

Dennoch gab es noch einiges zu 
verhandeln. So umfasst die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassung der EU-Verträge 

Japan. Auch der
jüngste Versuch, das
Schuldenproblem des 
Landes in den Griff
zu bekommen, droht 
zu scheitern.
Seite 3

Hartz IV. Die Mehrzahl der
Hilfeempfänger hat von der 
Hartz-IV-Reform finanziell 
profitiert – dies gilt vor al-
lem für diejenigen mit den
geringsten Einkommen. 
Seite 4-5

Mediennutzung.
Was ihre Kinder im
Internet machen,
davon haben viele
Eltern erstaunlich
wenig Ahnung. 
Seite 6

Steuern und Abga-
ben. Bei vielen Arbeit-
nehmern kommt von 
einer Lohnerhöhung
nur rund die Hälfte
im Portemonnaie an. 
Seite 7

Weiterbildung. Unter-
nehmen fragen vornehm-
lich maßgeschneiderte 
Angebote nach, die zu 
ihren Personalentwick-
lungskonzepten passen. 
Seite 8

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
der EU wuchs damals durch die 
Neuen auf einen Schlag um 7,5 Pro-
zent, die Bevölkerungszahl stieg um 
gut 22 Millionen oder 6,2 Prozent.

Zwei der drei Zugänge, Österreich 
und Schweden, waren und sind wirt-

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Befragung von jeweils 1.000 Personen im November und Dezember 2014; Quelle: EU-Kommission

Beitrittsländer 1995: Ja zur EU
So viel Prozent der Bürger in ... verbinden
mit der EU positive Gefühle
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und Finnland sagen, dass sich die EU-
Mitgliedschaft negativ auf die wirt-
schaftliche Situation und die Sozial-
fürsorge ausgewirkt habe.

Während sich die Urteile in diesen 
Punkten kaum unterscheiden, gehen 
die Meinungen beim Thema Euro 
weit auseinander. Nach einer Euro-
barometerumfrage war die Zustim-
mung zum Euro im November 2014 
in Finnland mit 75 Prozent und in 
Österreich mit 69 Prozent sehr hoch.

In Schweden ist es umgekehrt. 
Dort will nicht einmal jeder vierte 
Bürger die gemeinsame Währung. 
Es verwundert daher nicht, dass 
Schweden an der Krone festhält, 
obwohl der 1992 unterzeichnete Ver-
trag von Maastricht dies eigentlich 
nicht vorsieht. Denn damals haben 
sich nur Großbritannien und Däne-
mark vertraglich zusichern lassen, 
dass sie dem Euro fernbleiben dürfen 
(Interview).

Seite 1). Als wichtigste positive Aus-
wirkungen des Beitritts werden in 
allen drei Ländern die Reisefreiheit 
und die große Auswahl an Konsum-
gütern betrachtet. Im Ländermittel 
sind 76 Prozent der Befragten der 
Ansicht, dass sich die EU positiv auf 
die Mobilität von Arbeitnehmern 
ausgewirkt hat, 73 Prozent begrüßen 
die größere Vielfalt an Konsumgü-
tern. Es gibt aber auch Kritik:

Jeweils mehr als 50 Prozent der 
Befragten in Österreich, Schweden 

fast 400 eng bedruckte Seiten im 
Amtsblatt der EU. Das ging sogar 
so weit, dass in einem Protokoll 
festgelegt wurde, welche spezifisch 
österreichischen Ausdrücke den in 
Deutschland verwendeten entspre-
chen: Obers für Sahne, Topfen für 
Quark, Faschiertes für Hackfleisch.

Im Großen und Ganzen haben die 
Österreicher, Schweden und Finnen 
den Beitritt nicht bereut. Das hat 
eine Umfrage Ende November/An-
fang Dezember 2014 ergeben (Grafik 
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Quelle: EU-Kommission

EU-Erweiterung 1995: Die Geburtstagskinder in Zahlen
Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP), Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

BIP je Einwohner EU-28 = 100, um Kaufkraftunterschiede bereinigt

Arbeitslosenquote in Prozent

Schuldenstand in Prozent des BIP
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Interview +++ Interview ++ 

Welches Schlupfloch haben die 
Schweden gefunden, um die Vorga-
be von Maastricht auszuhebeln?
Die Schweden sind nicht dem Euro-
päischen Wechselkursmechanismus 
beigetreten – das aber war und ist ein 
zentrales Beitrittskriterium der Wäh-
rungsunion.
Und warum haben sich die Schwe-
den nicht einfach wie die Briten 
eine Sonderregelung einräumen 
lassen? 
Die Schweden sind ja erst nach dem 
Vertrag von Maastricht der EU beige-
treten, insofern konnten sie gar nicht 
mitreden. Sie wussten allerdings genau, 
dass sie mit dem Beitritt zur EU auch 
die Euro-Klausel akzeptieren.

Berthold Busch 
ist Senior Economist am Institut  
der deutschen Wirtschaft Köln. 
Er beobachtet seit Jahren die Ent-
wicklung der Europäischen Union.



Der Schuldenweltmeister

Japan. Die drittgrößte Volkswirtschaft 
der Welt ist mit 230 Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung verschuldet – höher als 
jedes andere Industrieland. Und seit 
mehr als 20 Jahren scheitert jeder 
Versuch, das Problem in den Griff zu 
bekommen. Auch für den jüngsten 
Anlauf sieht es nicht gut aus.

Das japanische Schuldendrama 
begann Anfang der 1990er Jahre, als 
die Blase auf dem Aktien- und Im-
mobilienmarkt platzte. Damals 
stand das Land nur mit 65 Prozent 
seines Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
in der Kreide – heute wachsen den 
Japanern die Schulden buchstäblich 
über den Kopf:

Jeder einzelne der rund 127 Milli-
onen Japaner ist mit umgerechnet gut 
62.000 Euro verschuldet – das ist 
mehr als doppelt so viel wie in Grie-
chenland oder auch in Deutschland.

Dass Japan derzeit trotzdem nicht 
befürchten muss, zahlungsunfähig 
zu werden, liegt an der Struktur 
seiner Schulden. Anders als Grie-
chenland und viele andere Staaten 
ist Japan fast vollständig bei seinen 
eigenen Bürgern verschuldet – und 
die steigen nicht so leicht aus der 
Finanzierung ihres Staates aus wie 
internationale Investoren.

Dennoch hat Japan große Pro-
bleme, vor allem die demografische 
Entwicklung macht dem Land zu 
schaffen. Schon heute ist ein Viertel 
der Bevölkerung über 65 Jahre alt; 
die damit einhergehenden Sozialaus-
gaben verschlingen bereits mehr als 
20 Prozent des BIP. Und weil Japan 
die weltweit am schnellsten alternde 
Gesellschaft ist, wird diese Quote 
noch weiter steigen.

„Abenomics“ – ein nach Premier-
minister Shinzo Abe benanntes Kon-
zept – soll nun all diese Probleme 
lösen. Es besteht aus drei Säulen: 
einer flexiblen Fiskalpolitik, sprich 
kreditfinanzierten Konjunkturpro-
grammen; einer auch weiterhin ex-
pansiven Geldpolitik, sprich Geld-
drucken; und Reformen, sprich die 
japanische Gesellschaft, ihr Rechts-
system und der Arbeitsmarkt sollen 
wirtschaftsfreundlich umgebaut 
werden.

Ob dieser Plan aufgeht, darf je-
doch bezweifelt werden. Denn schon 
in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
hat die Regierung in Tokio ein staat-
liches Konjunkturprogramm nach 
dem anderen aufgelegt, ohne dass 
der erhoffte Wachstumsschub einge-
treten ist.

Seit Anfang der 1990er Jahre ist 
die japanische Wirtschaft im Jahres-
durchschnitt um weniger als 1 Prozent 
gewachsen.

Treffen die Prognosen der OECD 
zu, werden die „Abenomics“ an die-
sem Trend vorerst nichts ändern: 

Das japanische Wirtschaftswachs-
tum wird auch in den kommenden 
zwei Jahren unter 1 Prozent liegen, 
gleichzeitig werden die Staatsschul-
den bis 2016 um bis zu 7 Prozent-
punkte auf dann 237 Prozent des 
BIP anwachsen (Grafik).

Das japanische Finanzministeri-
um geht deshalb davon aus, dass die 
Konsolidierung der Staatsfinanzen 
nicht ohne zusätzliche Einnahmen 
gelingen kann. Mit anderen Worten: 
Die Japaner müssen zahlen. Bereits 
im vergangenen Jahr ist die Mehr-
wertsteuer von 5 auf 8 Prozent an-
gehoben worden; für Oktober dieses 
Jahres ist eine weitere Erhöhung auf 
10 Prozent angekündigt.

Doch auch das ist nicht genug. 
Um die Nachhaltigkeit der japa-
nischen Staatsfinanzen ohne Ausga-
benkürzungen zu gewährleisten, 
müsste die Mehrwertsteuer ab 2017 
auf gut 30 Prozent steigen. Und für 
jedes Jahr, um das diese Erhöhung 
verschoben wird, müsste sie einen 
zusätzlichen Prozentpunkt höher 
ausfallen. 
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Ab 2014: Schätzung bzw. Prognose; Quelle: OECD
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hen als unter dem früheren Sozial-
leistungssystem, lässt sich mithilfe 
von Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels (SOEP) für das Jahr 2011 
zeigen. Vergleicht man die Einkom-
men der Hartz-IV-Empfänger im 
Jahr 2011 mit jenen Leistungen, die 
ihnen bei Fortbestand der alten Re-
gelungen in Form von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zugestanden hätten, 
und passt diese Leistungen an die 
allgemeinen Preissteigerungen an 
(Kasten Seite 5), dann zeigt sich:

Fast 45 Prozent der Haushalte, die 
staatliche Hilfen beziehen, haben seit 
der Einführung von Hartz IV deutlich 
mehr Geld zur Verfügung als früher 
– nur knapp 30 Prozent erlitten spür-
bare finanzielle Einbußen.

Für gut ein Viertel der bedürf-
tigen Haushalte hat sich kaum etwas 
verändert. Ihr Nettoeinkommen mit 
Hartz IV liegt – unter Berücksichti-
gung des jeweiligen, von der Haus-
haltsgröße abhängigen Bedarfs – 
maximal um 25 Euro über oder 
unter dem Betrag, den sie heute 
theoretisch in Form von Arbeitslo-
sen- oder Sozialhilfe bekämen.

Zu den Gewinnern der Reform 
zählen vor allem jene Haushalte, 
denen bei Fortbestand der alten Re-
gelungen nur Sozialhilfe zustehen 
würde. Zudem gibt es aufgrund der 
großzügigeren Berechnung des Exis-
tenzminimums eine erhebliche Zahl 
von ALG-II-Empfängern, die im 
alten System überhaupt keinen An-
spruch auf  Grundsicherungsleis-
tungen gehabt hätte.

Hartz IV hat vor allem die finan-
zielle Situation jener staatlich unter-
stützten Haushalte verbessert, in 
denen Kinder leben (Grafik):

sogar der höchste Wert seit Bestehen 
der Bundesrepublik verzeichnet. 
Seither hat sich die Zahl der Arbeits-
losen bis zum Jahr 2014 nahezu 
kontinuierlich verringert – auf zu-
letzt weniger als 2,9 Millionen.

Dieser Erfolg wurde jedoch, so 
behaupten die Kritiker der Reform, 
mit sozialen Einschnitten erkauft. 
Dagegen spricht allerdings allein 
schon die Tatsache, dass die Sozial-
leistungen mit der Einführung von 
Hartz IV im Jahr 2005 sprunghaft 
von 33,9 auf 39,8 Milliarden Euro 
stiegen – und damit deutlich stärker, 
als es die Zunahme der Arbeitslosen-
zahl hätte erklären können.

Dass in der Tat viele Haushalte 
mit Hartz IV finanziell besser daste-

Hartz IV. Die Arbeitsmarktreformen, die 2005 die Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe durch Hartz IV ersetzt haben, haben nach Meinung vieler Kritiker das soziale 
Gefälle in Deutschland verschärft. Tatsächlich aber hat die Mehrzahl der Hil-
feempfänger von den Reformen finanziell profitiert – dies gilt vor allem für 
diejenigen mit den geringsten Einkommen.

Auch wenn es bereits zehn Jahre 
her ist, dass die Agenda 2010 in 
Gesetzesform gegossen wurde, so 
erhitzen die Folgen dieser Arbeits-
marktreformen doch bis heute die 
Gemüter. Dies gilt vor allem für die 
Hartz-IV-Regelungen, die im We-
sentlichen die Arbeitslosen- und die 
Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II 
(ALG II) zusammenführten.

Zwar bestreitet kaum noch ein 
Beobachter des Arbeitsmarktes, dass 
die Hartz-IV-Reform maßgeblich 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit bei-
getragen hat. Zur Erinnerung: Im 
Schnitt des Jahres 2005 waren annä-
hernd 5 Millionen Menschen in 
Deutschland arbeitslos gemeldet – 
im Februar wurde mit 5,3 Millionen 
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Den Ärmsten geht es besser
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Rest zu 100: keine wesentliche Veränderung der Leistungen. Bei einem Alleinerziehenden mit einem Kind unter 14 Jahren
zum Beispiel ist das dann der Fall, wenn er 2011 maximal 32,50 Euro mehr oder weniger Hilfeleistungen bezog als vor der
Hartz-IV-Reform; bei einem Paar mit zwei Kindern unter 14 Jahren sind es 52,50 Euro, bei einem
Paar ohne Kinder 37,50 Euro und bei einem Single 25 Euro. Die durchschnittliche Veränderung
der Leistungen wurde exemplarisch für diese genannten Gruppen berechnet.
Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Hartz-IV-Reform: Gewinner und Verlierer
Für so viel Prozent der Haushalte, die staatliche Hilfen beziehen, haben sich die Leistungen
durch die Hartz-IV-Reform wesentlich       erhöht       verringert. Das heißt, ihr Einkommen
gemäß Hartz IV war im Jahr 2011 deutlich höher bzw. niedriger als die frühere, mit der
Inflationsrate fortgeschriebene Arbeitslosen- oder Sozialhilfe

Durchschnittliche Veränderung der Leistungen je Monat in Euro

Alleinerziehende/-r

Paar mit Kindern

Paar ohne Kinder

Single

67

61

28

16

15

10

48

56

-176

-92

133

88



des alten Hilfesystems hätte diese 
Armutsgefährdungsquote 15,9 Pro-
zent betragen.

Die Einführung von Hartz IV hat 
die ärmeren Bevölkerungsschichten 
also keineswegs finanziell stärker in 
Bedrängnis gebracht, sondern im 
Gegenteil die Einkommensarmut in 
Deutschland eher verringert.

Insgesamt hat die Hartz-IV-Re-
form finanzielle Mittel in die unteren 
Einkommensschichten umverteilt. 
Die Folge:

Unter Hartz IV hatten 14,7 Pro-
zent aller Bundesbürger im Jahr 2011 
weniger als 60 Prozent des mittleren 
bedarfsgewichteten Einkommens zur 
Verfügung – bei einem Fortbestand 

Rund 67 Prozent der Alleinerzie-
henden sowie 61 Prozent der Paare 
mit Kindern bekommen seit der 
Hartz-IV-Reform höhere staatliche 
Hilfen.

Alleinerziehende Mütter und Vä-
ter mit einem Kind unter 14 Jahren 
haben jetzt im Durchschnitt monat-
lich 133 Euro mehr Geld zur Verfü-
gung, Paare mit zwei Kindern unter 
14 Jahren 88 Euro.

Für Singles und Paare ohne Kin-
der hat sich der Anspruch auf Un-
terstützung dagegen überwiegend 
verringert – ein alleinstehender Hil-
feempfänger zum Beispiel muss un-
ter Hartz IV durchschnittlich pro 
Monat mit 92 Euro weniger auskom-
men als früher.

Auffällig ist ebenfalls, dass die 
Hartz-IV-Reform gerade jene Hilfe-
empfänger bessergestellt hat, die am 
unteren Ende der Einkommensskala 
stehen (Grafik):

Im Durchschnitt haben die ärmsten 
70 Prozent der Hilfeempfänger von 
der Einführung der Hartz-IV-Rege-
lungen profitiert.

Dies gilt vor allem für das ärmste 
Zehntel der Haushalte, die staatliche 
Hilfen beziehen. Ihnen stehen heute 
im Schnitt – bedarfsgewichtet – je 
Monat gut 200 Euro mehr Hartz-IV-
Leistungen zu als früher in Form von 
Arbeitslosen- oder Sozialhilfe.

Die „reicheren“ Hilfeempfänger 
haben dagegen Einbußen erlitten. 
Das sind vor allem Haushalte, die 
nach der früheren Regelung An-
spruch auf Arbeitslosenhilfe hatten 
– eine Versicherungsleistung, die sich 
nicht so stark an der Bedürftigkeit 
der Haushalte orientierte, wie dies 
heute bei Hartz IV der Fall ist.

Seite 5 | 19. Februar 2015 | Nr. 8 | iw-dienst

©
 2

01
5 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

8

Hilfeempfänger: in zehn gleich große Gruppen eingeteilt anhand ihres durchschnittlichen bedarfsgewichteten Einkommens. Dieses
Einkommen richtet sich danach, wie viele Erwachsene und Kinder in einem Haushalt zusammenleben. Es trägt der Tatsache Rechnung,
dass der Bedarf an bestimmten Konsumgütern mit der Haushaltsgröße nur unterproportional zunimmt
– zum Beispiel weil in der Regel ein Ehepaar mit zwei Kindern genauso wie ein Single nur eine einzige
Waschmaschine braucht; Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Hartz-IV-Reform: Vorher, nachher
Um so viele Euro lag die staatliche Hilfe gemäß Hartz IV im Jahr 2011 durchschnittlich über
bzw. unter der früheren, mit der Inflationsrate fortgeschrieben Arbeitslosen- oder Sozialhilfe

Ärmstes Zehntel
der Hilfeempfänger

2. Zehntel

208

13

3. Zehntel 61

4. Zehntel 12

5. Zehntel 38

6. Zehntel 27

7. Zehntel 49

8. Zehntel-27

9. Zehntel-100

10. Zehntel-385

Das Sozio-oekonomische Panel
Das SOEP ist eine repräsentative Befragung, die bereits seit fast 30 Jahren läuft. 
Dabei geben in Deutschland jährlich etwa 22.000 Personen Auskunft zu Fragen 
über Einkommen, Erwerbstätigkeit, Bildung oder Gesundheit. Die aktuellen Da-
ten stammen aus der Befragung von 2012 und beziehen sich auf 2011. Für den 
Vergleich „Hartz IV versus Arbeitslosen- und Sozialhilfe“ ist dieser Datenstand 
unproblematisch, weil seither an den Hartz-IV-Regelungen keine wesentlichen Än-
derungen vorgenommen und die Sätze nur leicht angehoben wurden. Daher würde 
ein Vergleich der Hartz-IV-Bezüge des Jahres 2014 mit den anhand der Inflations-
raten weiter fortgeschriebenen Einkommen aus Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu 
prinzipiell ähnlichen Befunden führen wie in diesem Artikel beschrieben.



Facebook? WhatsApp!

Mediennutzung. Radio, Zeitung und 
Festnetztelefon waren gestern, was für 
Jugendliche heute zählt, ist das Inter-
net. Was ihre Kinder im Netz allerdings 
genau machen, davon haben erstaun-
lich viele Eltern noch erstaunlich wenig 
Ahnung.

Digitale Medien sind mittlerweile 
schon für Kinder eine Selbstver-
ständlichkeit – ab einem Alter von 
zehn Jahren sind nahezu alle online. 
Wie eine vom Bundesverband Infor-
mationswirtschaft, Telekommunika-
tion und neue Medien (BITKOM) 
vorgelegte Studie zeigt, verbringen 
16- bis 18-Jährige im Durchschnitt 
115 Minuten pro Tag im Internet. 
Bei den 14- bis 15-Jährigen sind es 
93 Minuten und bei den 12- bis 
13-Jährigen immerhin 59 Minuten.

Die meisten Jugendlichen gehen 
mit ihren eigenen Geräten online: So 
besitzen 79 Prozent der 12- bis 
17-Jährigen ein Smartphone mit In-

ternetzugang, 64 Prozent surfen mit 
dem eigenen Computer, Laptop oder 
Notebook.

Was die Jugendlichen im Internet 
eigentlich machen – davon haben die 
meisten Eltern allerdings recht naive 
Vorstellungen. Laut einer Befragung 
der Techniker Krankenkasse im Jahr 
2014 gehen 85 Prozent der Eltern 
davon aus, dass Computer und 
Smartphone vor allem für schulische 
Recherchen genutzt werden.

Fragt man dagegen die Kinder 
und Jugendlichen selbst, ergibt sich 
ein ganz anderes Bild – das zeigt 
etwa die JIM-Studie des Medienpä-
dagogischen Forschungsverbunds 
Südwest, die das Medienverhalten 
von Jugendlichen in Deutschland 
seit dem Jahr 1998 regelmäßig un-
tersucht (Grafik):

Rund 44 Prozent der Jugendlichen 
nutzen das Internet zur Kommunika-
tion, 25 Prozent schauen Videos und 
hören Musik, 18 Prozent spielen und 

lediglich 13 Prozent suchen Informa-
tionen.

Kommunikation heißt für junge 
Leute vor allem Chatten, deshalb 
haben Kurznachrichtendienste für 
sie einen hohen Stellenwert. Laut 
BITKOM sind Chatdienste mittler-
weile sogar noch wichtiger als ande-
re soziale Medien oder das Schreiben 
von E-Mails. Ganz vorn auf der 
Beliebtheitsskala steht der Messen-
ger WhatsApp, den mittlerweile 
weltweit 700 Millionen Menschen 
nutzen. Jeden Tag werden mit dieser 
App über 30 Milliarden Nachrichten 
versendet.

Wie es mit der Social-Media-Nut-
zung in Deutschland möglicherwei-
se weitergeht, verrät ein Blick in die 
USA, die bei allen Onlinetrends Vor-
reiter sind. Dort galt lange Zeit Face-
book als das soziale Netzwerk 
schlechthin, jetzt verliert es rasant 
an Bedeutung:

Im Frühjahr 2014 waren 72 Pro-
zent der US-Kids auf Facebook un-
terwegs – im Herbst 2014 nutzten es 
nur noch 45 Prozent.

Voll im Trend liegt dagegen die 
App Instagram, mit der die Anwen-
der Fotos und Videos teilen können. 
Diesen Dienst nutzten im Herbst 
2014 gut drei Viertel der Jugend-
lichen in den USA.

Ihre deutschen Altersgenossen 
ticken noch etwas anders. Lediglich 
18 Prozent der von BITKOM be-
fragten Kinder und Jugendlichen 
nutzen Instagram ab und zu. In Sa-
chen Facebook liegen die Deutschen 
aber wieder im Trend: Derzeit sind 
dort 3,2 Millionen 13- bis 17-Jährige 
registriert – im Jahr 2012 waren es 
noch knapp 3,7 Millionen.
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So viel Prozent der in sozialen
Netzwerken aktiven Jugendlichen
nutzten im Jahr 2014 ...WhatsApp

72
56

46
19

18

8

Facebook

Skype

Google+

Instagram

Twitter

Mehrfachnennungen; Befragung von 
962 Kindern und Jugendlichen im Alter 
von 10 bis 18 Jahren im Frühjahr 2014 
Quelle: BITKOM

Befragung von 1.185 Jugendlichen im Alter 
von 12 bis 19 Jahren im Frühjahr/Sommer 2014
Quelle: Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 

Digital Natives
So viel Prozent der Jugendlichen
nutzen das Internet ...

zur
Kommunikation

...

zur Unterhaltung
(zum Beispiel Musik, 
Videos, Bilder)

...

zum
Spielen

... 44

25

18

13
zur Infor-
mation

...



Sie sinken nicht, sie steigen 

Steuern und Abgaben. Beim Blick auf 
die erste Gehaltsabrechnung nach ei-
ner Lohnerhöhung stellt sich meist 
Ernüchterung ein. Denn bei vielen Ar-
beitnehmern kommt vom Lohnplus nur 
rund die Hälfte im Portemonnaie an – 
das gilt selbst für Arbeiter und Ange-
stellte mit eher niedrigen Einkommen.

Viele Arbeitnehmer dürften sich 
in den kommenden Wochen über 
eine Gehaltserhöhung freuen, 
schließlich versuchen die Gewerk-
schaftsvertreter diverser Branchen 
und Regionen gerade, in den Tarif-
verhandlungen für ihre Klientel so 
viel wie möglich herauszuholen. 
Doch die Freude währt meist nur 
kurz: Denn vom ausgehandelten 
Lohnplus bleibt Arbeitern und An-
gestellten nicht allzu viel, da der 
Staat kräftig mitkassiert (Grafik):

Sogar Geringverdiener – sofern sie 
Single und kinderlos sind – müssen 
von 100 Euro Lohnerhöhung nahezu 
47 Euro abführen.

Bei Normal- und Gutverdienern 
derselben Kategorie betragen die 
Abzüge durch Steuern und Abgaben 
sogar mehr als die Hälfte. 

Etwas geringer fällt die Steuer- 
und Abgabenlast für Familien und 
Alleinerziehende aus: Ehegatten-
splitting und Kinderfreibeträge sor-
gen dafür, dass beispielsweise ein 
normal oder gut verdienender Al-
leinverdiener mit Familie und zwei 
Kindern rund 44 Prozent an den 
Staat abführt; Geringverdiener mit 
der gleichen Familienkonstellation 
kommen sogar mit gut 34 Prozent 
davon.

Die Beteuerungen der Politik, die 
Steuer- und Abgabenlast der Bun-

desbürger sei seit Anfang Januar 
gesunken, gehen an der Realität vor-
bei. Tatsächlich sind die Belastungen 
vielfach gestiegen oder sogar unver-
hältnismäßig hoch:

• Beiträge zur Renten- und Pflege-
versicherung. Zwar ist der Beitrags-
satz für die Rentenversicherung zum 
1. Januar 2015 um 0,2 Prozentpunkte 
gesunken, allerdings ist gleichzeitig 
der Pflegeversicherungsbeitrag um 
0,3 Prozentpunkte gestiegen. Unter 
dem Strich bleibt also eine zusätz-
liche Belastung.

• Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung. Auch die Krankenkas-
senbeiträge sind zum Jahreswechsel 
reduziert worden – von 15,5 Prozent 
auf 14,6 Prozent. Allerdings steht es 
den Krankenkassen frei, einen Zu-
satzbeitrag zu erheben – und die 
meisten gesetzlichen Krankenkassen 
machen davon Gebrauch.

• Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenzen. Anfang 2015 sind die 
Beitragsbemessungsgrenzen in den 
Sozialsystemen angehoben worden: 
Die Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
ist in den alten Bundesländern um 
100 Euro auf monatlich 6.050 Euro 
gestiegen (im Osten um 200 Euro auf 
5.200 Euro), in der gesetzlichen 
Krankenversicherung stieg sie bun-
desweit um 75 Euro auf 4.125 Euro. 
Damit beträgt der maximale Arbeit-
nehmerbeitrag zur Rentenversiche-
rung in Westdeutschland statt zuvor 
562 Euro nun 566 Euro monatlich.

• Progressive Einkommenssteuer. 
Da der progressive Einkommens-
steuertarif  nicht an die jährliche 
Preisentwicklung angepasst wird, 
kassiert der Fiskus bei Gehaltserhö-
hungen durch die kalte Progression 
überproportional.
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Stand: Februar 2015; die Beispielrechnungen beziehen sich auf einen Arbeitnehmer, der kirchensteuer-
pflichtig (mit 9 Prozent) und gesetzlich krankenversichert ist (mit einem Zusatzbeitrag von 0,9 Prozent)
und in den alten Bundesländern wohnt; Ursprungsdaten: Bundesministerium der Finanzen

Was bleibt von einer Gehaltserhöhung?
So viel bleibt einem ledigen und kinderlosen
40-Jährigen von 100 Euro Lohnerhöhung
netto übrig, in Euro

Monatliches Bruttogehalt im Jahr 2014
2.000 3.500 5.500

Gehaltserhöhung im Jahr 2015 100,00 100,00 100,00

Steuern insgesamt 26,24 33,03 45,42

Lohnsteuer 22,92 28,84 39,67

Solidaritätszuschlag 1,26 1,59 2,18

Kirchensteuer 2,06 2,60 3,57

Netto 53,28 46,49 43,73

Steuer- und Abgabenlast in Prozent 46,72 53,51 56,27

Sozialabgaben insgesamt 20,48 20,48 10,85

Rentenversicherung 9,35 9,35 9,35

Arbeitslosenversicherung 1,50 1,50 1,50

Pflegeversicherung 1,43 1,43 0

Krankenversicherung 8,20 8,20 0



Maßgeschneidertes bevorzugt

Weiterbildung. Um den spezifischen 
Bedürfnissen der Unternehmen entge-
genzukommen, entwickeln die Weiter-
bildungsanbieter der Wirtschaft ihr 
Programm kontinuierlich weiter. Be-
sonders gefragt sind maßgeschnei-
derte Angebote, die sich in die Perso-
nalentwicklungskonzepte der Unter-
nehmen einbinden lassen.

Die große Mehrheit der Unter-
nehmen – nämlich 86 Prozent – bie-
tet ihren Mitarbeitern die Möglich-
keit, sich weiterzubilden (vgl. iwd 
50/2014). Drei von vier Unterneh-
men coachen und schulen jedoch 
nicht nur selbst, sondern kaufen 
Weiterbildung auch bei externen Bil-
dungsanbietern ein.

Dafür gibt es im Wesentlichen 
zwei Gründe: Vor allem kleinere 
Unternehmen haben schlichtweg 
nicht das Personal dafür, Seminare 
oder Workshops zu planen und 
durchzuführen; mittlere und größere 
Unternehmen dagegen binden ihre 

Weiterbildungsmaßnahmen häufig 
in Personalentwicklungsprozesse ein 
– und diese individuellen firmenspe-
zifischen Weiterbildungen werden 
zunehmend von externen Bildungs-
dienstleistern angeboten.

Der Wuppertaler Kreis – Bundes-
verband betriebliche Weiterbildung 
hat im Frühjahr des vergangenen 
Jahres 50 Weiterbildungseinrich-
tungen der deutschen Wirtschaft zu 
ihren Dienstleistungen befragt und 
drei Top-Themen ermittelt: maßge-
schneiderte Trainings zu fachspezi-
fischen Inhalten, firmeninterne Trai-
nings für  Führungs- und Führungs-
nachwuchskräfte sowie individuelle 
Entwicklungsplanung.

Diese drei Formen der Weiterbil-
dung werden von den Unternehmen 
am meisten nachgefragt (Grafik). 

Allerdings unterscheiden sich die 
Bedürfnisse kleiner und größerer 
Unternehmen: 

Kleine Firmen fragen bei externen 
Dienstleistern in erster Linie Weiter-
bildungen zu Sachthemen wie tech-
nische Kompetenzen oder Kundenori-
entierung nach, während mittlere und 
große Unternehmen ein großes Inte-
resse an Trainings für Führungs- und 
Nachwuchskräfte haben.

Auch die Nachfrage nach maßge-
schneiderten Trainings zu fachspe-
zifischen Themen ist bei den größe-
ren Betrieben deutlich ausgeprägter 
als bei den kleineren.

Nur 18 Prozent der weiterbildungs-
aktiven Firmen nutzen keines der 
maßgeschneiderten Angebote der 
Bildungsdienstleister – dies gilt vor 
allem für kleine Unternehmen. 
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Befragung von 1.845 Unternehmen zwischen April und Juni 2014
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Weiterbildung: Was Unternehmen einkaufen
So viel Prozent der Unternehmen fragen diese Weiterbildungen nach

Firmeninterne
maßgeschneiderte 
Trainings zu fachspe-
zifischen Themen

Firmeninterne 
Trainings für Führungs- 
und Führungsnach-
wuchskräfte

Individuelle 
Entwicklungsplanung 
und Förderung für 
Fach- und Führungskräfte

Vermittlung
von Coaches

Firmeninterne
Lernplattformen

Beratung bei der 
Gestaltung von 
Personalentwick-
lungsprozessen

33 12

17 10

13 7


